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Formulierungsvorschläge für den zu überarbeitenden § 7 (2,3) örV 
 

 

1. Formulierungsvorschläge für den § 7 (2,3) örV 

Einhergehend mit dem Beschluss der Verbandsversammlung des NWL vom 30.09.2015 zur neuen Finanzverfassung und dem damit verbunde-

nen Auftrag zur „[…].Prüfung der Satzung und der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung auf möglichen Anpassungs- und Änderungsbedarf […]“ 

wird folgend ein in der AG Finanzen (Arbeitsgruppensitzungen am 15.10.2015 und 29.10.2015) einvernehmlich abgestimmter  Formulierungsvor-

schlag für die Neufassung des § 7 (2,3) der örV vorgeschlagen.  

 

Aktuelle Fassung örV Vorschlag Neuformulierung 

(2) Die nach Abzug der für diese allgemeinen Ausgaben erforderli-

chen Mittel verbleibenden Anteile der aus der jährlichen Pau-

schale gemäß § 11 Abs.1 ÖPNVG NRW setzt der Zweckver-

band in den Gebieten der Mitgliedsverbände ein. Die Verwen-

dung in den einzelnen Verbandsgebieten entspricht den prozen-

tualen Anteilen der Mitgliedsverbände an der Pauschale des 

Zweckverbandes gemäß folgender Quote: Schienenpersonen-

nahverkehr Ruhr-Lippe: 33,9603 %, Schienenpersonennahver-

kehr (SPNV) Münsterland: 27,5706 %, Verkehrsverbund Ost-

westfalen-Lippe: 19,2035 %, Nahverkehrsverbund Pader-

born/Höxter 9,6134 %, Zweckverband Personennahverkehr 

Westfalen-Süd: 9,6522 %. Die finanziellen Anteile der Mitglieds-

verbände werden im Rahmen der Teilraumergebnisrechnung 

auf fünf Konten gebucht. Über diese Konten werden nach den 

Angaben der jeweiligen Mitgliedsverbände insbesondere auch 

die Verkehrsverträge (Zuschüsse, Pönalen, Fahrgeldeinnahmen 

etc.) abgerechnet. Auszahlungen und Umbuchungen von diesen 

Konten werden vom Zweckverband auf Anforderung der jeweili-

(2) Die nach Abzug der für diese allgemeinen Ausgaben erforderlichen 

Mittel verbleibenden Anteile der aus der jährlichen Pauschale ge-

mäß § 11 Abs.1 ÖPNVG NRW setzt der Zweckverband auf der 

Grundlage des Nahverkehrsplans zur Finanzierung seiner Ver-

kehrs- und sonstigen Verträge und den damit in Verbindung ste-

henden Verpflichtungen ein. Dazu richtet er ein raumweites NWL-

Vertragsbudget ein, über das sämtliche Verpflichtungen und Forde-

rungen abgewickelt werden.  

Der NWL führt auf der Ebene der Mitgliedszweckverbände virtuelle 

Teilraumkonten. 

Übersteigen die Mittel des NWL-Vertragsbudgets die Höhe der 

jährlich auf den NWL entfallenden und zur Bewirtschaftung der Ver-

träge erforderlichen Mittel nach § 11 Abs.1 ÖPNVG NRW, so wer-

den die überschießenden Mittel auf die virtuellen Teilraumkonten 

der Mitgliedszweckverbände nach folgenden Anteilen gutgeschrie-

ben: 

Zweckverband Schienenpersonennahverkehr Ruhr-Lippe: 

33,9603 %  
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gen Mitgliedsverbände vorgenommen. Verbleibende Restbeträ-

ge werden in das Folgejahr vorgetragen oder auf Anforderung 

der jeweiligen Mitgliedsverbände an diese für sonstige Zwecke 

des ÖPNV ausgezahlt. Die Mitgliedsverbände sind verpflichtet, 

für eine ausreichende Deckung ihres Kontos zu sorgen. 

 

Zweckverband Schienenpersonennahverkehr (SPNV) Münsterland: 

27,5706 %  

Verkehrsverbund Ostwestfalen-Lippe: 19,2035 %  

Nahverkehrsverbund Paderborn/Höxter 9,6134 %  

Zweckverband Personennahverkehr Westfalen-Süd: 9,6522 %. 

Auszahlungen und Umbuchungen von den Teilraumkonten werden 

vom Zweckverband auf Anforderung der jeweiligen Mitgliedsver-

bände vorgenommen. Verbleibende Restbeträge werden in das 

Folgejahr vorgetragen oder auf Anforderung der jeweiligen Mit-

gliedsverbände an diese für sonstige Zwecke des ÖPNV ausge-

zahlt.  

 

(3) Die Pauschale nach § 11 Abs. 1 ÖPNVG ist insbesondere zur 

Sicherstellung eines bedarfsgerechten SPNV-Angebotes an die 

Eisenbahnunternehmen weiterzuleiten, kann aber auch für an-

dere Zwecke des ÖPNV verwendet oder auch an Gemeindever-

bände weitergeleitet werden. Auf der Grundlage dieser Ermäch-

tigung soll der Zweckverband seinen Mitgliedern die Teile der 

Pauschale weiterleiten, die nicht in Erfüllung von Verpflichtun-

gen aus Verkehrsverträgen unmittelbar an Eisenbahnverkehrs-

unternehmen weiterzuleiten sind. Zu beachten ist das festge-

stellte Teilraumergebnis. Soweit des nach dem Teilraumergeb-

nis erforderlich ist, sind die betroffenen Mitgliedsverbände nach 

§ 13 Abs. 1 S. 2 der Verbandssatzung zum Ausgleich von Fehl-

beträgen verpflichtet.  

 

(3) Die Pauschale nach § 11 Abs. 1 ÖPNVG NRW ist insbesondere 

zur Sicherstellung eines bedarfsgerechten SPNV-Angebotes an die 

Eisenbahnverkehrsunternehmen weiterzuleiten, kann aber auch für 

andere Zwecke des ÖPNV verwendet oder auch an Gemeindever-

bände weitergeleitet werden.  

Das dafür erforderliche Vorgehen ist ebenso wie weitere Hand-

lungsabläufe für die Bestellung und Abbestellung von Leistungen 

Gegenstand von Rahmenbedingungen, die Anlage 5 dieser Ver-

einbarung sind.  
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(4) Nach § 11 Absatz 1 S. 5 ÖPNVG darf der Zweckverband höchs-

tens 3 % der Pauschale für seine allgemeinen Ausgaben ver-

wenden. Die Vertragsparteien tragen dafür Sorge, dass die all-

gemeinen Ausgaben des Zweckverbandes und der Mit-

gliedsverbände insgesamt nicht mehr als 3 % der Pauschale 

ausmachen. Die Mitgliedsverbände werden deshalb insgesamt 

nur den nach Abzug der allgemeinen Ausgaben des Verbandes 

verbleibenden Anteil unterhalb von 3 % der Pauschale für ihre 

eigenen allgemeinen Ausgaben verwenden. Soweit einzelne 

Mitgliedsverbände unter Berücksichtigung ihres zulässigen An-

teils an den allgemeinen Ausgaben des Zweckverbandes mehr 

als 3 % der Pauschale für allgemeine Ausgaben verwenden 

müssen, dürfen diese Mehrausgaben nicht dazu führen, dass 

der Zweckverband insgesamt die Verpflichtung aus § 11 Absatz 

1 S. 5 ÖPNVG nicht einhalten kann. Die Mehrausgaben werden 

dem Mitgliedsverband im Rahmen der Teilraumer-

gebnisrechnung zugeordnet. 

 

(4) entfällt 
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Anlage 5 zur Öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur _Ausgestaltung der Or-

ganisationsstrukturen des Schienenpersonennahverkehrs in Westfalen-Lippe 

 

Rahmenbedingungen im Zusammenhang mit der ab dem Jahr 2016 gültigen 

Finanzverfassung zu § 7 Abs. 3 der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 

 

1. Funktionsweise des NWL-Vertragsbudgets 

Beginnend mit dem Jahr 2016 wird ein NWL-Vertragsbudget eingerichtet. Nach Abzug der 

allgemeinen Ausgaben laufen die Mittel nach § 11 (1) ÖPNVG in das NWL-Vertragsbudget, 

aus dem sämtliche Verpflichtungen aus den Verkehrs- und sonstigen Verträgen raumweit 

bedient werden. Rückflüsse und Forderungen aus Verträgen werden ebenfalls über das 

Budget abgewickelt. Überschießende Mittel werden auf die virtuellen Teilraumkonten ausge-

schüttet oder durch Beschluss der NWL-Verbandsversammlung der Liquiditätsreserve, die in 

der Höhe den Kosten der Verkehrsverträge eines Monats entsprechen soll, zugeleitet. Die 

Liquiditätsreserve dient als Schutzmaßnahme vor vorübergehenden strukturellen Defiziten 

und wird darüber hinaus zur Zwischenfinanzierung in Projekten verwendet (bspw. Eigenmit-

telfinanzierung RRX, Zwischenfinanzierung Umsatzsteuer, etc.).  

 

Als finanzieller Übergangszeitraum ist in zeitlicher Analogie zum Ansatz der bedarfsorientier-

ten Mittelverteilung das Jahr 2013 gewählt worden. Rückflüsse und Forderungen, die sich 

aus der Abrechnung von Verkehrsverträgen ab dem Kalenderjahr 2013 ergeben, werden 

daher in das Vertragsbudget gebucht.  

Rückflüsse und Forderungen, die sich aus Abrechnungen von Verkehrsverträgen bis ein-

schließlich des Kalenderjahres 2012 ergeben werden über die jeweils betroffenen Teilraum-

konten gebucht. 

 

2. Bestellung und Standards des jährlichen Leistungsangebotes 

Die jährliche Leistungsbestellung findet in Abstimmung zwischen den fünf Mitgliedszweck-

verbänden (MZV) statt. Der Nahverkehrsplan (NVP) bildet grundsätzlich die Basis für alle 

(Verkehrs-)leistungen im Rahmen des Vertragsbudgets. In Abhängigkeit von der Mittelaus-

stattung des NWL nach § 11 (1) ÖPNVG NRW kann jeder MZV noch nicht erreichte Leis-

tungsausweitungen, die jedoch den Zielvorgaben des NVP entsprechen, in den Abstim-

mungsprozess zwischen den MZV einbringen.  

 

Kostenwirksame Qualitäts- und/oder Angebotsveränderungen bedürfen der Beschlussfas-

sung der NWL-Verbandsversammlung. Diese Beschlussfassung erfolgt üblicherweise in der 

Sommersitzung der NWL-Verbandsversammlung. Den MZV obliegen weiterhin unter ande-

rem die Fahrlagenplanungen, die Planung von Sonder- und Baustellenverkehren, das Quali-

tätsmanagement sowie die Vertragsabrechnung. 
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3. Bestellung von zusätzlichen Leistungen / qualitativen Veränderungen auf Veranlas-

sung regionaler MZV 

Basierend auf § 6 (1) der örV kann jeder Mitgliedszweckverband zur Wahrnehmung seiner 

regionaler Gestaltungsmöglichkeiten Zusatzbestellungen oberhalb der Standards des NVP 

verlangen, sofern und solange eine Finanzierung durch die Inanspruchnahme seines Teil-

raumkontos erfolgt. Dabei gelten folgende Voraussetzungen und Rahmenbedingungen: 

 

- Betreffen die geplanten Bestellungen benachbarte MZV oder Aufgabenträger, so ist 

vor Bestellung eine Abstimmung und Vereinbarung über die Kostentragung abzu-

schließen. 

- An NWL-internen Grenzen sind keine qualitativen und quantitativen Brüche innerhal-

be einer Linie zulässig.  

- Sämtliche Bestellungen sind mit ausreichenden Kündigungsfristen zu versehen.  

- Sämtliche Bestellungen werden separat abgerechnet.  

- Sämtliche Bestellungen können ausnahmslos in Abstimmung und im Namen des 

NWL erfolgen.  

 

4. Führung der virtuellen Teilraumkonten 

Die virtuellen Teilraumkonten der MZV werden in der Hauptgeschäftsstelle verwaltet. Zur 

Durchführung aller Buchungsvorgänge sind der Zweck und Umfang der Mittelverwendung 

von aus dem virtuellen Teilraumkonto finanzierten Maßnahmen durch die MZV in Form von 

Transparenznachweisen deutlich zu machen. 

 

5. Haftung bei Kostensteigerungen in beschlossenen sonstigen Maßnahmen des ÖPNV 

Sofern es bei beschlossenen sonstigen Maßnahmen des ÖPNV der MZV, bspw. bei Infra-

strukturprojekten, zu Kostensteigerungen kommt, so tragen die MZV diese entstehenden 

Kosten aus ihren Überhängen. Ist dies dem betroffenen MZV nicht möglich, so entscheidet 

die NWL-Verbandsversammlung auf Antrag des betroffenen MZV über die weitere Vorge-

hensweise mit diesen Projekten.  

 

6. Umgang mit finanziellen Defiziten 

Unter der Zielsetzung, die Abbestellung von Leistungen so lange wie möglich zu vermeiden 

sind Handlungsabläufe zum Ausgleich von Defiziten vorzugeben. Basierend auf bestehen-

den Beschlüssen (vgl. Vorlage 134/11) kann ein Defizitausgleich nur im Zusammenspiel fol-

gender Komponenten erfolgen, ohne diese weiter zu konkretisieren: 

 

- Aufzehren der Überhänge der MZV sowie 

- Aufzehren der Liquiditätsreserve und der operativen Mittel des NWL-Vertragsbudgets  

- Abbestellung von Leistungen  

- verursachergerechte Umlage gem. Satzung § 14 (2)  

 

7. Abbestellung von Leistungen 

Sofern die Abbestellung von Leistungen unumgänglich wird sind folgende Aspekte zur be-

achten bzw. Prüfungen durchzuführen: 
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- die wirtschaftliche Bewertung der Verträge hinsichtlich der Kosten und Einnahmen, der 

vertraglichen Restlaufzeit und zu erwartenden Remanenzkosten. Abbestellungen in Net-

toverträge werden aufgrund der Einnahmeverantwortung der EVU schwieriger umsetz-

bar sein als in Bruttoverträge. Hier ist wiederum die Tarifergiebigkeit zu bewerten  

- die Sicherstellung der Grundversorgung im NWL, aufbauend auf dem NVP 

- die Überprüfung des Leistungsangebotes bei bestehender Parallelbedienung über das 

Grundangebot hinaus 

- die Überprüfung des Angebotes in den Schwachverkehrszeiten  

- die Gewährleistung einer möglichst gleichmäßigen Betroffenheit aller Regionen  

 

 


